
53 der Beilagen zu den stenographischen Pr()tokollen des Nationalrates XIV. GP 

. Bericht 
des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (37 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Fernmeldegebüh­

rengesetz geändert wird 

Die derzeit gfrltigen Telegrammgebühren be­
stehen seit 1. Jänner 1967 im unveränderten 
Ausmaß. Die seit 1967 eingetretenen Kosten­
steigerungen machen eine Anhebung dieser Ge­
bühren dringend notwendig. Dieser Notwendig­
keit trägt der gegenständliche Gesetzentwurf 
Rechnung, wobei gleichzeitig ein Gebührensystem 
eingerichtet werden soll, das den Gedanken der 
Kostenorientierung der einzelnen Dienste stärker 
in den Vordergrund rückt. Das neue "binäre" 
System sieht für alle Telegrammarten neben 
einer einheitlichen Wortgebühr auch eine einheit­
liche Grundgebühr vor, durch welche die Fix­
kosten wenigstens teilweise abgegolten werden. 
Dadurch kann auf die Festlegung einer Mindest­
zahl gebührenpflichtiger Worte verzichtet und 
auch die Wortgebühr relativ niedrig gehalten 

Schemer 
Berichterstatter 

werden. Die Neuregelung soll paraBel zur Er­
höhung der Postgebühren am 1. Jänner 1976 in 
Kraft treten. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 26. November 1975 
in Verhandlung gezogen und nach einer Debatte, 
an der sich außer dem Berichterstatter die Abge­
ordneten Ing. G rad in ger, DDr. K ö n i g, 
Ka m me rho f e r, Dr. Albert Sc h m i d t, 
P r e c h t 1, S t ein bau e r, Dr. G rad e n e g­
ger, K ern und Ton n sowie der Bundes­
minister für Verkehr L an c beteiligten, mit Stim­
menmehrheit be.schlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Der' Verkehrsausschuß stellt daher den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem von der Bun­
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf (37 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Wien, 1975 11 26 

Troll 
Obmann 
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